
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 

Vernehmlassung: Genehmigung des Ersatzes der Vereinbarung 

Fahrten von Behinderten und mobilitätseingeschränkten Betagten der 

Kantone Basel-Landschaft und Basel-Stadt 

 

 
Sehr geehrter Herr Regierungsrat 
 
Für die Möglichkeit der Stellungnahme zur genannten Vorlage bedanken 
wir uns. 
 
Die SP Baselland lehnt die Vorlage ab, da sie weder die Integration noch 
die Inklusion von mobilitätseingeschränkten Menschen fördert, noch 
Gerechtigkeit schafft. Der Service public darf nicht verschiedene Klassen 
schaffen. Eine Ungleichbehandlung ist zudem verfassungswidrig.  
Weitere Ausführungen finden Sie im beigelegten, ausgefüllten Fragebogen. 
 
Wir möchten zudem an das Postulat von Pia Fankhauser (2014-098) 
erinnern: Im Sinne einer Gleichstellung der Fahrten für Menschen mit 
Behinderung mit dem Öffentlichen Verkehr gehört das Geschäft eigentlich 
in die Zuständigkeit der BUD. Wir bitten die Regierung, diesem Einwand 
Rechnung zu tragen und eine entsprechende Korrektur vorzunehmen. 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
 
 
 
Adil Koller     Regula Meschberger 
Co-Präsident SP Baselland  Co-Präsidentin SP Baselland 
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